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1 Einleitung

Unter Verweis auf datenschutzrechtliche Bestimmungen forderte das BMASK mit Erlass vom 14.10.2009, GZ BMASK-431.001/0083-VI/2009, das AMS auf, die Sozialversicherungsnummer nicht mehr als Bestandteil bei von außen erkennbaren Geschäftszahlen zu verwenden.
In diesem Sinn wird in der vorliegenden Richtlinie die Formulierung unter Punkt 6.2.2 angepasst.

Darüber hinaus wurden die Bestimmungen der Aufbewahrungsfristen im Bereich Förderung unter Punkt 6.8.3.4 angepasst bzw. aktualisiert.

2 Regelungsgegenstand

Die Bundesrichtlinie regelt den schriftlichen und elektronischen Geschäftsverkehr des AMS im internen Bereich (primär), als auch jenen mit externen PartnerInnen (sekundär).

3 Regelungsziel

Ziel dieser Bundesrichtlinie ist die Vereinheitlichung des schriftlichen Geschäftsverkehrs des AMS einschließlich der Nutzung der EDV als Informations- und Kommunikationsmittel.

4 Gesetzliche Grundlagen

Keine.

5 AdressatInnen

AdressatInnen dieser Bundesrichtlinie sind alle Führungskräfte und MitarbeiterInnen des AMS.

6  Normen - inhaltliche Regelungen

6.1 SCHRIFTLICHER GESCHÄFTSVERKEHR

6.1.1 Geltungsbereich

Für Geschäftsfälle, die vom AMS im Rahmen der Hoheitsverwaltung erledigt werden, gelten die Vorschriften des „Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG)".

Geschäftsfälle, die von den AVG-Vorschriften nicht erfasst werden, sind nach der vorliegenden Bundesrichtlinie abzuwickeln. Diese Bundesrichtlinie gilt somit für alle Geschäftsfälle, die das AMS außerhalb des hoheitlichen Geltungsbereiches schriftlich abwickelt (interner und externer Geschäftsverkehr).

6.1.2 Begriffsbestimmungen

Geschäftsfälle sind die Vorgänge, die vom AMS in Umsetzung seines gesetzlichen Auftrages behandelt werden.

Geschäftsverkehr bezeichnet die Summe der Abläufe, die AMS-intern und AMS-extern im Zuge der Behandlung eines Geschäftsfalles abgewickelt werden. Der Geschäftsverkehr stellt einen wesentlichen Teil der AMS-Kommunikation dar.

Geschäftsstücke bezeichnen jene physischen und elektronischen Dokumente, die das AMS zur Behandlung erhält oder die im Zuge der Behandlung von Geschäftsfällen erstellt werden.

Akten werden im hoheitlichen Aufgabenbereich des AMS verwendet.

6.1.3 Datenschutz

Im gesamten Geschäftsverkehr ist auf die Belange des Datenschutzes zu achten.

Hinsichtlich des Datenschutzes wird von der Bundesgeschäftsstelle (Abteilung IKT) eine eigene Bundesrichtlinie erstellt.

6.1.4 Geschäftseinteilung

Die Aufbauorganisation der jeweiligen Geschäftsstelle des AMS und die fachliche Zuständigkeit einzelner Teilbereiche zur Geschäftsbehandlung ergeben sich aus der Geschäftseinteilung. 

Genehmigungs- und Stellvertretungsbefugnisse (Approbations- bzw. Unterschriftenregelung) sind in der für den jeweiligen Organisationsbereich zu erlassenden Geschäftseinteilung zu regeln.

6.2 AMS-GESCHÄFTSSYSTEMATIK

Die Geschäftssystematik-Zahl ist der mit Ziffern dargestellte zentrale Inhalt eines Geschäftsstückes (siehe Anhang: Systematik der Geschäftsbereiche).

6.2.1 Aufbau

Die Geschäftssystematik widerspiegelt die vom AMS zu erfüllenden Aufgaben. 

Die Hauptbereiche Führung, Organisation/Verwaltung sowie die verschiedenen Geschäftsbereiche/Dienstleistungsbereiche sind in insgesamt 16 Aufgaben nach Prozesslogik untergliedert. Diese wiederum sind nach einem dekadischen System bis zu vier Stellen (Gruppen) tief detailliert unterteilt.

Erläuterungen geben näheren Aufschluss über die Themen (Unterpunkte), die die jeweilige Aufgabe umfasst.

6.2.2 Verwendung 

Die Geschäftssystematik wird verwendet, um Geschäftsstücke nach Inhalt und bearbeitender Organisationseinheit zu identifizieren. 

Sie ist darüber hinaus ein Ordnungskriterium, das die Ablage regelt.

In Verbindung mit dem Kürzel für die Organisationseinheit, fallweise einer laufenden Zahl und dem Jahr der Erstellung (Geschäftsstelle, Abteilung, Systematik-Zahl, fortlaufende Nummer, Jahreszahl) bildet sie die Geschäftszahl (GZ). Anstelle der laufenden Nummer kann in der Geschäftszahl auch die Sozialversicherungsnummer der Kundin / des Kunden als zusätzliches Identifikationskriterium verwendet werden (bspw. im ALV-Bereich
Ausnahme: 

Werden Geschäftszahlen am Versendungskuvert für Dritte ersichtlich, darf die Sozialversicherungsnummer aus Gründen des Datenschutzes in diesen Fällen NICHT als Bestandszahl der Geschäftszahl verwendet werden. Insbesonders muss die Anführung der Sozialversicherungsnummer (als Bestandteil der Geschäftszahl) auf behördlichen Schriftstücken (RSa, RSb Kuverts –Rückscheine) unterbleiben. In diesen Fällen darf lediglich das Geburtsdatum in die Geschäftszahl integriert werden.   

Angebracht wird die Geschäftszahl (GZ) vom/von der SachbearbeiterIn, der/die ein Geschäftsstück bearbeitet. Alle Geschäftsstücke, die von den SachbearbeiterInnen erstellt werden und Schriftstücke, die zu Archivzwecken abzulegen sind, sind mit der GZ zu versehen. Siehe dazu Pkt. 6.9.3 Geschäftszahl (GZ).

6.3 BEHANDLUNG DES POSTEINGANGS

6.3.1 Überbringung

Die Art der Überbringung von Geschäftsstücken kann unterschiedlich sein: 


- persönliche Übergabe, 


- Lieferung per Boten, 


- postalisch, 


- per Fax, 


- elektronisch

6.3.2 Öffnung

Einlangende Post wird in der Posteinlaufstelle geöffnet.

Ausnahmen: 


* Als „persönlich" bzw. an den Betriebsrat adressierte Schriftstücke; diese sind dem/der 

  Adressaten/In ungeöffnet zuzuleiten.


* Verdächtige Stücke, die eine Gefahr (bspw. Briefbombe) vermuten lassen; 

  diese sind ohne weitere unnötige Berührung an einem möglichst sicheren 

  und abgelegenen Ort bis zum Eintreffen von Sicherheitsexperten zu 

  verwahren. Siehe dazu den Erlass des BMAS vom 12. Dezember 1995 (Zl. 

  10.455/22-4/95) betreffend „Neues Merkblatt über das Verhalten bei 

  Empfang verdächtiger Postsendungen".

Geschäftsstücke, die eine Bearbeitung durch das AMS erfordern, sind von der Posteinlaufstelle bzw. vom Empfänger/von der Empfängerin unmittelbar nach Einlangen zu stempeln.

6.3.3 Irrläufer

Geschäftsstücke, die eindeutig unzuständigerweise an das AMS adressiert wurden, sind entweder an die zuständige Stelle - soweit aus dem Geschäftsstück erkennbar - weiterzuleiten oder dem/der AbsenderIn zurückzusenden. 

6.3.4 Umschläge (Kuverts)

Umschläge sind einem Geschäftsstück anzuschließen, wenn sie für die weitere Behandlung voraussichtlich von Bedeutung sind (Beachtung von Fristen in Zusammenhang mit Poststempel, unklare oder unvollständige Adresse auf Geschäftsstück usw.).

6.3.5 Anonyme Poststücke

Ob und wieweit anonyme Poststücke behandelt werden, bestimmt die Leitung der betreffenden Organisationseinheit. 

Beziehen sich derartige Eingaben auf mehrere unterschiedliche inhaltliche Bereiche, ist eine Absprache der betreffenden LeiterInnen bezüglich der weiteren Behandlung durchzuführen. Kommt keine Einigung bei der Absprache zustande, sind diese Eingaben dem/der Vorgesetzten der LeiterInnen zur Entscheidung über die weitere Behandlung zu übermitteln.

6.4 ZUTEILUNG

Die Geschäftsstücke sind von der Poststelle bzw. den verantwortlichen MitarbeiterInnen an die sachlich zuständigen Organisationseinheiten weiterzuleiten. 

Die Zuteilung einzelner Geschäftsstücke zur Bearbeitung hat sich an der gültigen Geschäftseinteilung zu orientieren.

6.5 VERWENDUNG DES ELEKTRONISCHEN GESCHÄFTSVERKEHRS

Im folgenden Teil der Bundesrichtlinie wird eine österreichweit geltende generelle Regelung für den elektronischen Geschäftsverkehr aufgestellt. 

Ziel dieser Regelung ist es 

1. den MitarbeiterInnen eine Hilfestellung dafür zu geben, welches Kommunikationsmittel wie eingesetzt werden soll, 

2. die Informationsfundstellen zu vereinheitlichen und gegenüber der bisherigen Praxis zu reduzieren sowie 

3. die Benützung des elektronischen Geschäftsverkehrs zu erleichtern.

6.5.1 Verwendung von E-Mail (interner elektronischer Schriftverkehr)

Das E-Mail stellt das zentrale Kommunikationsmittel im AMS-internen Geschäftsverkehr dar. Dabei sind offizielle dienstliche Geschäftsstücke bzw. definierte Schriftstücke an die jeweiligen Geschäftsstellenadressen zu senden (RGS-LGS-BGS ...).
(Ausnahmen: Vertrauliche Geschäftsstücke, die das Personal und die Revision betreffen, sind an den/die jeweilige/n GeschäftsstellenleiterIn zu senden; Unterlagen für die LGF-Tagung sind direkt an die LandesgeschäftsführerInnen zu senden). 

An die allgemeine Geschäftsstellenadresse sind insbesondere folgende Unterlagen zu schicken:

1. Unterlagen der BGS/LGS, die verbindliche und generelle Regelungen für die Arbeit der Geschäftsstellen beinhalten (RILI, Dienstanweisungen etc.);

2. Individuelle oder generelle Arbeitsaufträge/Berichtsaufträge an die Geschäftsstellen des AMS und die entsprechenden Erledigungen (wo Ressourcen gebunden werden);

3. Schriftstücke, die eine Entscheidung der Geschäftsführung erforderlich machen.

Bei den genannten Schriftstücken ist eine Geschäftszahl zu verwenden. 

„E-Mails an alle“ sind aus Optimierungs- und Kostengründen nur in wenigen Ausnahmefällen möglich und die Entscheidung darüber ist der Abt IKT der BGS vorbehalten. Anstelle dessen ist die „Information für alle“ an prominenter Stelle im AMS-Intr@net zu platzieren.

6.5.1.1 Geschäftsstellenadresse 

Jede Geschäftsstelle verfügt über eine eindeutige E-Mail-Adresse. 
In begründeten Einzelfällen ist eine weitere Differenzierung nach Aufgabenbereichen bzw. Organisationseinheiten möglich (z.B. SfU, ServiceLine etc.). 
Weitere Ausnahmen und Unterteilungen davon sind aus Kosten- und Konsistenzgründen nicht vorgesehen. Die Vergabe, Wartung und Pflege dieser Adressen wird zentral durch die Abteilung IKT der BGS sichergestellt.

In den Geschäftsstellen des AMS Österreich ist sicherzustellen, dass die Abfrage und interne Weiterleitung der an die Geschäftsstellen adressierten E-Mails mindestens zweimal täglich erfolgt. 

Innerhalb jeder Geschäftsstelle ist eine klare Regelung zu treffen, dass und in welcher Form die Informationen unverzüglich an die zuständigen Organisationseinheiten bzw. MitarbeiterInnen weiterzuleiten sind. 

6.5.1.2 Persönliche E-Mail Adresse 

Jede(r) AMS-MitarbeiterIn verfügt über eine eindeutige E-Mail-Adresse. 
Die erstmalige Verfügbarkeit dieser E-Mail-Adresse wird durch die erfolgreiche Benutzercode-Anforderung und Zuteilung eines Benutzercodes im Berechtigungssystem des AMS2000plus automatisiert sichergestellt. 

Neben der Kommunikation über die Geschäftsstellenadresse erfolgt die unmittelbare Kommunikation und der Informationsaustausch über die persönlichen E-Mail Adressen.

„Persönlich“ versteht sich dabei als personenbezogen und nicht „zur privaten Verwendung“ bestimmt.

Aus wichtigen persönlichen Gründen dürfen E-Mails für private Zwecke genutzt werden. Der/die MitarbeiterIn bzw. sein/ihre KommunikationspartnerIn müssen entsprechende Vorkehrungen zur Wahrung ihrer Privatsphäre treffen, indem Privates in Anhänge gegeben wird, die als „privat“ gekennzeichnet werden.

Zur Sicherstellung einer raschen Informationsweitergabe haben die individuellen Abfragen, ob es neue Nachrichten gibt, in der Regel mindestens einmal täglich zu erfolgen. 

Die Weiterleitung von Kettenmails sowie das Downloaden von Fremdsoftware aus dem Internet und/oder Installieren von Fremdsoftware auf die AMS-Workstations ist aus Datensicherheits- und Performancegründen verboten und daher striktest zu unterlassen. 

Die geschäftsstellenbezogenen und persönlichen E-Mail-Eingangs- und Ausgangskörbe (sog. Inboxen, Outboxen) sind regelmäßig vom/von der BenutzerIn zu warten, das bedeutet, dass nichtbenötigte E-Mails regelmäßig zu löschen sind.

6.5.2 Nutzung des Intr@net

Das AMS-Intr@net ist das zentrale Informationsmedium im AMS Österreich, das auf Internet-Technologie basiert und gegenüber der derzeitigen Informationsweitergabe viele Vorteile bietet.

Die Verfügbarkeit und Struktur wird von der Abteilung IKT der BGS gewährleistet und sichergestellt. Der in der Abt. IKT der BGS eingerichtete sog. „Webmaster“ behält sich das Recht vor, bei Gefährdung der Verfügbarkeit, Sicherheit und Struktur entsprechende geeignete Gegenmaßnahmen zu ergreifen. Die AMS-weit eingerichteten sog. „Pagemaster“ sind verpflichtet, die Verfügbarkeit, Sicherheit und Struktur nicht zu gefährden. Der Pagemaster-Arbeitsplatz und die entsprechende technische Schulung werden nach Maßgabe der Möglichkeiten seitens der AbtIKT  der BGS nach vorheriger Anforderung zur Verfügung gestellt.

Im Intr@net sind jene Dokumente zu deponieren, die grundsätzliche Informationen enthalten und in die eine Vielzahl von MitarbeiterInnen gleichzeitig Einsicht nehmen können sollen (z.B. Bundesrichtlinien, Handbücher, Arbeitsbehelfe, MitarbeiterInnenzeitung, Schulungsunterlagen etc.).

6.5.2.1 Informationen im Intr@net werden in zwei Gruppen eingeteilt:

a) Verbindliche Unterlagen:

Zum Beispiel Bundesrichtlinien (Ridok), Dienstanweisungen, rechtliche Grundlagen und Gesetze, längerfristiger Plan, Ziele. Diese Unterlagen werden nach vorherigem Aviso (per E-Mail an die LGS-Geschäftsstellenadresse) ins Intr@net gestellt.

b) Grundsätzliche Informationen: 

Unterlagen, die von Interesse für die MitarbeiterInnen sind (z.B. Arbeitsmarktdaten, Controllingdaten, Informationen aus den jeweiligen Fachbereichen, Schulungsunterlagen, Presseaussendungen, interne Stellenausschreibungen). 

Diese Daten werden ohne gesondertes Aviso ins Intr@net gestellt.

6.5.2.2 Aktualisierung/Wartung der Informationen im Intr@net

Für die Aktualisierung/Wartung sind jene Organisationseinheiten bzw. MitarbeiterInnen (AutorInnen) zuständig, welche die Informationen durch die Pagemaster oder Webmaster ins Intr@net haben stellen lassen. Auch haben sie eigenverantwortlich zu entscheiden, wie lange die Information zur Verfügung gestellt werden soll (muss).

Da die Verfügbarkeit und Struktur seitens der Abt. IKT der BGS gewährleistet und sichergestellt wird, kann vom Webmaster aus Speicherplatzgründen kurzfristig und temporär eine kürzere als durchschnittliche Informationsverweildauer verfügt werden. Die Pagemaster und der Webmaster sind für den fachlichen Inhalt nicht verantwortlich. Diese Verantwortung trägt der/die jeweilige AutorIn.

6.6 BEARBEITUNG

6.6.1 Vergabe einer Geschäftszahl

Der/die SachbearbeiterIn vergibt eine Geschäftszahl (GZ), die die Identifikation des Schriftstückes ermöglicht. Hinweise zur Zusammensetzung der Geschäftszahl sind im Anhang enthalten.

Ist bereits von einer anderen AMS-Stelle (Absender) eine Geschäftszahl vergeben worden, ist die Übereinstimmung der Systematikzahl mit der neu zu vergebenden zu prüfen (gleicher Inhalt sollte gleiche Zahl aufweisen).

6.6.2 Erledigungsdauer (Fristen)

Anfragen, Beschwerden und unspezifizierte Anliegen bzw. Eingaben sind nach Möglichkeit innerhalb von drei Wochen zu erledigen. Insbesondere von außen herangetragene Anliegen sollen rasch erledigt werden.

Falls absehbar ist, dass die Erledigung länger dauern wird, ist in diesen Fällen eine Zwischennachricht (gleichzeitig Erhaltsbestätigung) sofort, d.h., innerhalb der Drei-Wochen-Frist zu versenden. 

Eine Zwischennachricht sollte nach Möglichkeit auch im internen Geschäftsverkehr gegeben werden.

Diese Fristen gelten auch für den elektronischen Schriftverkehr.  

Von dieser Regelung nicht betroffen sind formelle Anträge um Leistungen der Arbeitslosenversicherung, Begehren um Gewährung einer Förderung/Beihilfe und Vermittlungsaufträge. Hier sind die Fristen von den zuständigen Fachbereichen zu regeln.

Geschäftsfälle, die mit einer vorgegebenen Frist verbunden sind (Berufungsfristen, Zeitpunkt für Inkrafttreten bestimmter Maßnahmen usw.) sind besonders zu kennzeichnen (Dringlichkeitsvermerk).

6.6.3 Kommunikation zwischen den Geschäftsstellen auf Bundes-, Landes- und Regionalebene

Im Geschäftsverkehr ist darauf zu achten, dass die vorgesetzte Instanz in die Kommunikationsprozesse zwischen einzelnen Geschäftsstellen auf unterschiedlicher Ebene (bspw. BGS mit RGS über LGS) eingebunden wird. Falls dies aus Gründen besonderer Dringlichkeit nicht von vornherein möglich ist, ist die vorgesetzte Instanz nachträglich zu informieren.

6.6.4 Genehmigung

Der vom/von der SachbearbeiterIn erstellte Erledigungsentwurf ist vom/von der dafür lt. Geschäftseinteilung ermächtigten Vorgesetzten bzw. ermächtigten SachbearbeiterIn nachweislich zu genehmigen, sofern der/die befasste SachbearbeiterIn keine Unterschriftsbefugnis in dieser Angelegenheit hat.

6.7 ABFERTIGUNG (VERSENDUNG) VON SCHRIFTLICHEN GESCHÄFTSSTÜCKEN

Der/die SachbearbeiterIn bzw. das Sekretariat bereitet das Geschäftsstück versandfertig vor.

Nach der Unterschrift durch den/durch die dafür Befugten/Befugte (siehe Unterschriftsbefugnis lt. Geschäftseinteilung) erfolgt die Kuvertierung.

Frankiert werden die Geschäftsstücke durch die Poststelle bzw. durch die verantwortlichen 

MitarbeiterInnen. Diese bereiten auch Sammellieferungen vor.

6.8 DOKUMENTATION (ABLAGE/SKARTIERUNG)

Der folgende Teil der Bundesrichtlinie regelt die Aufbewahrungsfristen von Geschäftsstücken in Papierform und in elektronischer Form. Die im hoheitlichen Bereich geltenden besonderen Bestimmungen wurden eingearbeitet.

Gesondert geregelt wird die Skartierung von PST-, ADG-, SDG- und BTR-Daten einschließlich damit verbundene Förderfälle sowie ABV-Daten.

6.8.1 Allgemeines

· Die angeführten Fristen sind als Mindestaufbewahrungsfristen zu verstehen. Nach dem Ablauf der Mindestaufbewahrungsfrist sollen die Geschäftsstücke skartiert werden. Eine Aufbewahrung der Geschäftsstücke über die festgelegten Zeitpunkte hinaus ist zulässig, die Sinnhaftigkeit einer weiteren Aufbewahrung ist jedoch zu hinterfragen. 

· Die Aufbewahrungsfristen beginnen generell im folgenden Kalenderjahr, da dadurch die Skartierung vereinfacht wird. 

· Im Verhältnis zwischen BGS und LGS gilt, dass Geschäftsstücke, die einer LGS von der BGS übermittelt oder von einer LGS an die BGS gesendet werden, grundsätzlich in der BGS aufbewahrt werden. Ausnahmen von diesem Grundsatz  werden von der zuständigen Fachabteilung der BGS ausdrücklich angeordnet. Die LGS können diese Geschäftsstücke skartieren, sobald sie sie nicht mehr benötigen. 

· Im Verhältnis zwischen den Abteilungen der BGS, LGS und RGS gilt, dass Geschäftsstücke, mit denen mehrere Abteilungen befasst sind, in der Abteilung aufbewahrt werden, die federführend mit der Materie befasst ist. 

· Im Verhältnis zwischen LGS und RGS gilt, dass Schriftstücke, die einer RGS von der LGS übermittelt oder von einer RGS an die LGS gesendet werden, grundsätzlich in der LGS aufbewahrt werden. Ausnahmen von diesem Grundsatz werden von der zuständigen Fachabteilung der LGS ausdrücklich angeordnet. Die RGS können diese Schriftstücke skartieren, sobald sie sie nicht mehr benötigen.  

6.8.2 Aufbewahrungsfristen

Zeitrahmen:

7 Jahre: Geschäftsstücke, für die keine besonderen Regelungen bestehen.

Länger als 7 Jahre: Geschäftsstücke (Bundesrichtlinien), die die Tätigkeiten und Rahmenbedingungen des AMS, also Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung regeln, sind durch die Abteilung, die federführend mit der darin geregelten Materie befasst ist, auch über den Zeitpunkt ihres Ausserkrafttretens hinaus aufzubewahren. 

Kürzer als 7 Jahre: Geschäftsstücke, die für den zukünftigen Geschäftsverkehr nicht benötigt werden; diese brauchen über den Zeitpunkt ihrer Erledigung hinaus nicht aufbewahrt werden. Darunter fallen z.B. Anfragen von Personen aus dem In- und Ausland betreffend Arbeits- oder Ausbildungsmöglichkeiten oder Anforderungsschreiben von KundInnen für Stellenanzeiger, berufskundliche oder sonstige Broschüren und Kursprogramme, Arbeitsmarktanzeiger anderer Bundesländer, Adressen- und Telefonverzeichnisse.

Interventionen und Schriftstücke, denen eine vergleichbare Bedeutung wie den folgenden zukommt, werden 1 Jahr bzw. 3 Jahre aufbewahrt.

1 Jahr: 

· Dienstaufträge für Ausbildungsmaßnahmen

· Eingaben, Beschwerden an BundesministerInnen, BundespräsidentInnen etc.

· Erledigungshilfen der LGS an die RGS

· Anfragen der Sozialversicherungsträger, Jugendämter, Gerichte, Bezirkshauptmannschaften usw. (Ausnahme: Teile von Leistungsakten)

3 Jahre:

· Sprengelbesprechungsprotokolle, Akte über Verwaltungsstrafverfahren wegen Verletzung des AuslBG und Stellungnahmen  

· Unterlagen über abgelehnte Bewerbungen 

· Mietverträge nach Auflassung des Objektes

· Zahlungsunterlagen der Europäischen Kommission

6.8.3 Besondere Vorschriften von Aufbewahrungsfristen in bestimmten Fachbereichen

6.8.3.1 Personal 

6.8.3.1.1 Allgemeines

3 Jahre

Meldungen über Abwesenheiten (z.B. Urlaubs- bzw. Krank- und Gesundmeldungen, Pflegefreistellung)

Stellen- bzw. Personalpläne

Aussendienstpläne 

6.8.3.1.2 Einzelpersonalakten
7 Jahre

Alle Teile des Personalaktes (A – D) und das Lohnkonto ab dem Zeitpunkt des Ausscheidens aus dem Dienstverhältnis ( Austritt, Entlassung, Pensionsantritt, Tod etc.) sowie Dienstzeitnachweise und Reiserechnungen.

6.8.3.2 Service für Arbeitskräfte/Versicherungsleistungen

6.8.3.2.1 Regelung für die Aktenhaltung in der Arbeitslosenversicherung 

Das Aktenmaterial, das laufend oder periodisch ausgesondert wird, ist 5 Jahre – gerechnet vom 01.01. des auf das Ende des Bezuges folgenden Jahres – aufzubewahren (z B Ende eines Leistungsbezuges 17.10.2000 – Beginn der Fünfjahresfrist 01.01.2001 – Vernichtung 01.01.2006). 

Ausgenommen von diesem Aussonderungsverfahren sind Unterlagen über Leistungsbezüge, bei denen eine offene Forderung, Rückforderung bzw. Nachzahlung gegenüber dem/der LeistungsbezieherIn oder einem/r Dritten besteht. Die im Zuge der laufenden oder periodischen Aussonderung anfallenden Aktenteile sind entsprechend dem Fünfjahresaussonderungsschlüssel im Aussonderungsarchiv nach Geburtsdaten bzw. nach der Sozialversicherungsnummer gereiht aufzubewahren.

Das Verfahren sieht folgende Aussonderungsabläufe vor:

· Laufende Aussonderung

· Periodische Aussonderung mittels EDV

· Endgültige Aussonderung aus der Karteiführung

- Laufende Aussonderung

Anlässlich der Bearbeitung eines Leistungsantrages ist zu prüfen, ob allenfalls eine neue Anwartschaft erfüllt wird. Ist dies der Fall, so sind die Unterlagen sämtlicher davorliegender Bezüge entsprechend dem fünfjährigen Aussonderungsschlüssel aus dem Leistungsakt zu entfernen und dem Aussonderungsarchiv zuzuführen. Es ist jedoch sicher zu stellen, dass jene Unterlagen, die auch für den aktuellen Leistungsbezug noch eine Relevanz haben (z B ein weiterhin gültiger Exekutionsbeschluss), für die Dauer ihrer Wirksamkeit in den Verfahrensunterlagen verbleiben.

Unterlagen über Leistungsbezüge, bei denen der letzte Bezugstag länger als 5 Jahre zurückliegt, sind sofort zu vernichten. Die Unterlagen zu übrigen Bezügen sind mit jenen des letzten Jahres gesamt, ohne Unterteilung nach Aussonderungsjahren, im Aussonderungsarchiv abzulegen.

- Periodische Aussonderung mittels EDV

Im Zuge der regelmäßigen Dateneliminierung in der EDV des Bundesrechenzentrums wird alljährlich geprüft, welche Personenkonten gelöscht werden können. Den RGS gehen daher im Laufe eines jeden Jahres vom BRZ ein Ausdruck jener Personenkonten zu, bei denen in den letzten fünf abgelaufenen Jahren keine Bezugsdaten zu verzeichnen sind. Der erwähnte Ausdruck soll signalisieren, dass die Verfahrensunterlagen aus der laufenden Aktenhaltung ausgesondert werden können. 

· Endgültige Aussonderung aus der Karteiführung

Unterlagen über Leistungsbezüge sind 5 Jahre – gerechnet vom 01.01. des auf das Ende des Bezuges folgenden Jahres – aufzubewahren und dann zu vernichten. Die Karteiblätter dieser Geschäftsfälle sind jedoch zunächst im Karteiblattarchiv weiterhin aufzubewahren. Erst wenn diese ehemaligen LeistungsbezieherInnen das 75. Lebensjahr vollendet haben, können auch deren Karteiblätter vernichtet werden. 

6.8.3.2.2 Aussonderungsarchiv 

Das Aussonderungsarchiv umfasst das unter „laufende Aussonderung“ festgehaltene Aktenmaterial, das in weiterer Folge der Aktenvernichtung zuzuführen ist. Im Hinblick auf die künftige Aktenvernichtung und um diese Aktenvernichtung möglichst einfach und ohne weitere Manipulationen gestalten zu können, ist dieses Archiv nach den Jahren der Vernichtung einzurichten (Vernichtungsjahr). Die Reihung innerhalb des Vernichtungsjahres erfolgt nach Gbeurtsdaten bzw. nach der Sozialversicherungsnummer entsprechend der Bearbeitungskartei. 

6.8.3.2.3 Karteiblattarchiv 

Das Karteiblattarchiv umfasst die Karteiblätter jener ehemaligen LeistungsbezieherInnen, bei denen das Arbeitsmarktservice vom Bundesrechenzentrum die Mitteilung erhalten hat, dass das Personenkonto innerhalb des Speicherzeitraums keine Datenbewegungen aufweist und daher gelöscht wurde. Die Bearbeitungsunterlagen dieser Fälle sind zu vernichten. Die Ablage der Karteiblätter erfolgt nach Geburtsdaten bzw. nach der Sozialversicherungsnummer entsprechend der Bearbeitungskartei.

Ausgenommen von dieser Art der Aktenhaltung sind jene GS, die Karteiblätter ablichten und auf Microfilm archivieren.

6.8.3.3 Service für  Unternehmen/Ausländerbeschäftigung

Die Aufbewahrungsfrist für alle Bewilligungs- und Berechtigungsarten beträgt 7 Jahre. 

6.8.3.4 Förderung:

6.8.3.4.1 Allgemeine Aufbewahrungsfristen

Die allgemeine Aufbewahrungsfrist für Unterlagen von Geschäftsfällen auf Grundlage von Werkverträgen beträgt 7 Jahre, jene für Geschäftsfälle auf Grundlage von Förderungsverträgen 10 Jahre.
Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit Ende des Jahres, in dessen Verlauf der Geschäftsfall abgeschlossen (idR durch Endabrechnungsschreiben) wurde. Die Aufbewahrung von Geschäftsfällen über die Frist von 7 bzw. 10 Jahren hinaus - zum Zwecke der Überprüfung von daraus abgeleiteten Sachverhalten - ist nicht erforderlich.
Die Aufbewahrungsfrist für negativ entschiedene Förderungsfälle beträgt ein Jahr. Im Falle der Durchführung von Wettbewerbsverfahren bei der Vergabe von Förderungs- oder Werkverträgen können unter Wahrung der Aktentransparenz (die Vergabeschriftstücke aus denen die Ermittlung des Bestbieters/Förderungsnehmers hervorgeht sind jedenfalls mit dem Geschäftsfall aufzubewahren) die Unterlagen der nicht erfolgreichen Bieter/Förderungs-werber nach einem Jahr ab Zuschlagserteilung/Förderungsgenehmigung ausgeschieden werden.

6.8.3.4.2 Besondere Aufbewahrungsfristen des ESF
Im Falle von Geschäftsfällen, die aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) kofinanziert werden, sind alle mit dem Geschäftsfall verbundenen Unterlagen/Belege aufzubewahren. Dazu zählen auch Unterlagen von in Wettbewerbsverfahren unterlegenen Bietern/Bewerbern/Förderungswerbern. 

Für die ESF-Förderperiode 2000-2006
 gilt eine Aufbewahrungsfrist bis zum 31. Dezember 2016. Eine längere Frist kommt zur Anwendung, wenn sich der Abschluss des Programms verzögern sollte und eine diesbezüglich geänderte Regelung erfolgt oder die allgemeinen Aufbewahrungsbestimmungen (siehe Punkt 6.8.3.4.1) längere Aufbewahrungsfristen ergeben.

Für die ESF-Förderperiode 2007-2013
 gilt eine Aufbewahrungsfrist bis zum 31. Dezember 2022. Eine längere Frist kommt zur Anwendung, wenn sich der Abschluss des Programms verzögern sollte und eine diesbezüglich geänderte Regelung erfolgt oder die allgemeinen Aufbewahrungsbestimmungen (siehe Punkt 6.8.3.4.1) längere Aufbewahrungsfristen ergeben.

6.9 HANDHABUNG DER GESCHÄFTSSYSTEMATIK DES AMS

6.9.1 Zweck der AMS-Systematik

Die Systematik hat den Zweck, eine logisch zugängliche Darstellung der Aufgaben des Arbeitsmarktservice zu beschreiben. Der Aufbau soll es ermöglichen, detaillierte Einzelaufgaben bei den jeweiligen Aufgabenbereichen unterzubringen.

Darüber hinaus dient sie der Kennzeichnung und Ablage der Geschäftsstücke. Die Systematik umfasst alle relevanten Geschäftsbereiche des AMS und richtet sich an der Prozessstruktur aus, wodurch sich das Unternehmen AMS inhaltlich widerspiegelt. 

6.9.2 Aufbau

Die Systematik ist im groben entsprechend der AMS-Prozesslogik gegliedert.

Insgesamt 16 Hauptaufgaben (Obergruppen) bilden die Hauptstruktur der Systematik. Dahinter liegen bis zu drei mögliche Untergruppen.

Die maximale Tiefe der Systematik beträgt daher vier Gruppen.

Achtung: Im Hinblick darauf, dass die Obergruppe 16 Aufgaben enthält, d.h. größer als neun ist, muss die Obergruppe immer zweistellig angeschrieben werden!

Das zweistellige Anschreiben der Obergruppe (erste zwei Ziffern) - und nur der Obergruppe (!) - ist notwendig, um Verwechslungen zu vermeiden.

Die Systematik wird bis zu jener Ziffer verwendet, die den zu beschreibenden Inhalt umfasst.

Es werden daher Fälle auftreten, für die die Verwendung bloß der Obergruppe oder der Obergruppe plus der nächsten Untergruppe ausreichend sein wird.

6.9.3 Geschäftszahl (GZ)

Die Geschäftszahl ist jene Bezeichnung eines Dokumentes, die eine eindeutige Identifikation ermöglicht.

Die Systematik bildet einen wesentlichen (auf den Inhalt verweisenden) Bestandteil der Geschäftszahl. 

Die Geschäftszahl hat folgende Struktur:


* Gremium (Organ) bzw. Geschäftsstelle

  BGS, LGS + gängige Abkürzung für Bundesland, 

  RGS + Identifikationszahl (bzw. Bezeichnung)


* Organisationseinheit (Kurzbezeichnung in Buchstaben – z.B.: PER)

* Geschäftssystematik-Zahl

* fortlaufende Nummer (wo in Verwendung) - dient dazu, unterschiedliche 

  Geschäftsstücke, die sich auf den gleichen Inhalt beziehen, voneinander zu 

  unterscheiden.


* Jahreszahl -, 

  (das Jahrtausend und Jahrhundert ist auszuschreiben).

Zusätzlich zur Geschäftszahl ist im Geschäftsstück immer ein Betreff anzuführen, in dem stichwortartig der Hauptinhalt des Geschäftsstückes beschrieben wird. Falls eine bestimmte Person, eine Institution oder ein Betrieb betroffen sind, sind diese namentlich im Betreff zu nennen. 

Falls ein Bezug vorhanden ist (vorangegangenes Schreiben, Telefonat,...), soll dieser im Betreff mit angeführt werden. Die Wörter „Betreff“ und/oder „Bezug“ entfallen.

Beispiele: 

Genehmigung der Förderung; Verein N.N.

Personalbewerbung; Muster Doris

Die Vergabe der Geschäftszahl erfolgt durch den/die SachbearbeiterIn.

Im Sinne des Prinzips des allgemeinen Zugriffes für die Systematik wird jene Zahl verwendet, die den inhaltlichen Bereich beschreibt, der die anhängige Materie hauptsächlich berührt.

Werden vollkommen unterschiedliche inhaltliche Bereiche in einem Geschäftsstück behandelt, bestehen folgende Möglichkeiten der Kennzeichnung:




* wenn es ein dominantes Thema gibt, das von anderen Themen 



  ergänzt oder erläutert wird, wird nur das zentrale Thema 



  herangezogen (Fall 1)




* wenn es mehrere Themen gibt, die unter einem Oberbegriff Platz 



  finden, wird der Oberbegriff genommen (Fall 2)




* wenn es mehrere von der Bedeutung her gleichwertige 



  unterschiedliche Themen gibt, sind mehrere unterschiedliche 



  Geschäftszahlen anzuführen oder idealerweise mehrere einzelne 



  Geschäftsstücke zu verfassen (Fall 3)

6.9.4 Erweiterung

Für die Kennzeichnung von Schriftstücken im allgemeinen Geschäftsverkehr sind ausschließlich jene Zahlen zu verwenden, die in der Systematik dafür vorgesehen sind.

Es besteht darüber hinaus auch die Möglichkeit, in klar abgrenzbaren Bereichen (beispielsweise Geschäftsstelle oder Abteilung) individuelle Erweiterungen vorzunehmen, um spezifische Arbeitsbedürfnisse abzudecken. Diese speziellen Erweiterungen gelten jedoch nur innerhalb des eingegrenzten Wirkungsrahmens und dürfen keineswegs im allgemeinen Schriftverkehr verwendet werden. Die Entscheidung, ob bzw. für welche Bereiche individuelle Erweiterungen ermöglicht werden, trifft der/die jeweilige Vorgesetzte.
7 Inkrafttreten der Regelungen

Diese Bundesrichtlinie tritt mit 15. 12. 2011 in Kraft.

Damit wird zugleich folgende Regelung außer Kraft gesetzt:

RL zum schriftlichen Geschäftsverkehr u. zur Systematik der Geschäftsbereiche

      BGS/ORG/0321/9969/2010

8 Einführungsberichte und laufende Qualitätssicherung

Anwendungsprobleme sind in Form von Erfahrungsberichten (Muster siehe Anhang 2) bis jeweils 31.12. jedes Jahres der Abteilung  ORG der Bundesgeschäftsstelle mitzuteilen. Diese Erfahrungsberichte werden bis spätestens 31.3. jedes Folgejahres ausgewertet und die Ergebnisse den Landesgeschäftsstellen rückgemeldet.
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Arbeitsmarktservice

<Geschäftsstelle>

Erfahrungsbericht zur

laufenden Qualitätssicherung

Bundesrichtlinie zum schriftlichen Geschäftsverkehr, Skartierung und Systematik der Geschäftsbereiche

Anwendungsproblem:


<Beschreibung>

Zu den einzelnen Punkten der Normen (entsprechend der Gliederung der Bundesrichtlinie):

Menge der Geschäftsfälle:

<Anzahl>
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Arbeitsmarktservice

<Geschäftsstelle>

Einführungsbericht

Bundesrichtlinie zum schriftlichen Geschäftsverkehr, Skartierung und Systematik der Geschäftsbereiche

Einführungsbericht:


Dauer <von-bis>

Menge der Geschäftsfälle:

<Anzahl>

Allgemeines:

Zu den einzelnen Punkten der Normen (entsprechend der Gliederung der Bundesrichtlinie):







� Artikel 38 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates vom 21. Juni 1999 mit allgemeinen Bestimmungen über die Strukturfonds


� basierend auf Artikel 90 der Verordnung (EG) 1083/2006 des Rates vom 11. Juli 2006 mit allgemeinen Bestimmungen über die Strukturfonds und konkretisiert durch die Beauftragung des Arbeitsmarktservice Österreich mit der Umsetzung der auf das AMS entfallende Schwerpunkte des „Operationellen Programms Beschäftigung in Österreich 2007 – 2013“ vom 27. November 2008 durch das BMWA





.................Bundesrichtlinie / ORG ......./ .Datum
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